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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Ende Mai 2020 erklärte der Bundesrat in einer Medienmitteilung, dass er dem
Parlament eine dringliche, befristete Änderung des AVIG für eine Zusatzfinanzierung
der ALV vorlegen werde. Wie bereits im Rahmen der Nachtragskredite 2020 (Nachtrag I
und Nachtrag IIa) diskutiert, verfügt die ALV über eine Schuldenobergrenze von 2.5
Prozent der versicherten Lohnmenge, was im Jahr 2020 CHF 8 Mrd. entsprach. Hat die
ALV Ende Jahr höhere Schulden, tritt eine Schuldenbremse in Kraft und die
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge der Arbeitslosenversicherung müssen erhöht
werden. Da der Bundesrat für das Jahr 2020 mit Corona-bedingten ALV-Mehrkosten in
der Höhe von CHF 12 Mrd. für die KAE und weiteren CHF 8 Mrd. für ALE rechne, aber
eine Erhöhung der ALV-Beiträge verhindern wolle, sei eine Zusatzfinanzierung nötig.
Vom Bund übernommen werden sollten dabei ausschliesslich die effektiv anfallenden
Kosten für Kurzarbeitsentschädigungen im Jahr 2020. Die entsprechenden
Nachtragskredite über maximal CHF 20.2 Mrd. habe das Parlament in der Sondersession
2020 und der Sommersession 2020 bereits gesprochen. Die Kosten für die ALE werde
der Bund aber nicht übernehmen. Er habe sich entschieden, ausschliesslich die Kosten
für die KAE zu finanzieren, um so die Schulden des Bundes nicht noch stärker zu
erhöhen, erklärte der Bundesrat. Stattdessen nehme die ALV so ihre Rolle als
Konjunkturstabilisator wahr, indem sie sich «erheblich» verschulde – aber eben nicht
so hoch, dass die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge erhöht werden müssten.
Zusätzlich sah der Bundesrat in seiner Botschaft die Möglichkeit vor, die ALV auch 2021
finanziell zu unterstützen. Eine solche Regelung setze eine gesetzliche Grundlage
voraus, wobei sich die zuständigen Kommissionen für ein dringliches Gesetz
ausgesprochen hätten. 

Anfang Juli 2020 fand eine verkürzte, zwei Wochen dauernde Vernehmlassung zu der
Vorlage statt, bei der die Kantone, die in der Bundesversammlung vertretenen Parteien
sowie die Dachverbände der Gemeinden, Städte, Berggebiete und der Wirtschaft
eingeladen waren. Es gingen 41 Stellungnahmen ein, wobei die Vorlage überzeugte: 37
Teilnehmende zeigten sich grundsätzlich damit einverstanden, 31 hiessen sie
vorbehaltlos gut und vier Teilnehmende nahmen keine ausdrückliche Wertung vor.
Einige Teilnehmende machten weiterführende Vorschläge, die der Bundesrat jedoch
nicht in seine Botschaft aufnahm. 

Im August 2020 legte der Bundesrat folglich dem Parlament die dringliche, befristete
Änderung des AVIG vor. Darin legte er das Ausmass der Kosten für KAE in 2020 noch
einmal dar: So seien im April 2020 mit 1.9 Mio. Arbeitnehmenden in 190'000 Betrieben
rund 36 Prozent aller Angestellten in der Schweiz für KAE angemeldet gewesen. Zwar
hätte sich die Anzahl Voranmeldungen in der Folge abgeschwächt, bleibe aber trotzdem
deutlich höher als vor der Corona-Krise. Auch die Arbeitslosenquote sei angestiegen
und Ende Mai 2020 bei 3.4 Prozent zu liegen gekommen (März 2020: 2.9%). Schliesslich
würde die ALV nicht nur durch die KAE belastet, sondern auch durch die
Leistungserweiterungen für ALE, wie die zusätzlichen 120 Taggelder für Personen, die
ansonsten während der Corona-Krise ausgesteuert worden wären. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

Die Zusatzfinanzierung der ALV war in der Herbstsession 2020 in National- und
Ständerat unumstritten. Nachdem die beiden Gesundheitskommissionen einstimmig
Annahme der Vorlage beantragt hatten, folgten ihnen die Räte nach kurzen
Präsentationen durch die Kommissionssprechenden und Bundesrat Parmelin.
Einstimmig nahmen Nationalrat (179 zu 0 Stimmen) und Ständerat (37 zu 0 Stimmen) die
Zusatzfinanzierung in der Gesamtabstimmung an. In der Abstimmung zur
Dringlichkeitsklausel (198 zu 2 Stimmen; ablehnende Stimmen: Alfred Heer, svp, ZH und
Erich Hess, svp, BE) und in der Schlussabstimmung (194 zu 1 Stimmen; ablehnende
Stimme: Erich Hess) gab es im Nationalrat geringen Widerstand, im Ständerat erneut gar
keinen (je 44 zu 0 Stimmen). 2
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1) BBl 2020, S. 6685 ff.; Ergebnisbericht AVIG-Zusatzfinanzierung
2) AB NR, 2020, S. 1197 f.; AB NR, 2020, S. 1692; AB NR, 2020, S. 1961; AB SR, 2020, S. 1074; AB SR, 2020, S. 820 f.; AB SR,
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